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KOBLENZ Wer wie Deutschland
einen ständigen Sitz im Weltsi-
cherheitsrat anstrebt, kann
Weltpolitik nicht mehr nur von
der Seitenlinie aus kommentie-
ren. Für künftige Einsätze muss
es dannallerdings eine klareDe-
finition sicherheitspolitischer
Interessengeben.EineLehredes
Afghanistan-Einsatzesmuss die
Erkenntnis sein, dass sich
Staats- und Gesellschaftsfor-
men wie eine Demokratie west-
lichen Zuschnitts nicht beliebig
exportieren lassen, erst recht
nicht in eine Stammesgesell-
schaft wie Afghanistan. Daran
mussman scheitern.

Es gibt aus der Geschichte kein
echtes Beispiel dafür, dass aus
einer militärischen Besatzung
herauseinblühender, sichselbst
tragender Staat entsteht. In der
Regel, das zeigen beispielsweise
der Irak oder Libyen, ist das ex-
akte Gegenteil der Fall. So weit-
sichtig hätte die Politik sein
müssen und ehrlich benennen,
wasgehtundwasnicht.Oderum
was es geht und umwas nicht.

FREIBURGEineDebatteistüber-
fällig – erst recht nach dem
Scheitern in Afghanistan. Dar-
über, welche außenpolitische
Strategie das Land verfolgt, wel-
che Rolle Deutschlands Militär
dabei spielt, wie es dafür ausge-
stattet – und bewaffnet – sein
muss. Im Wahlkampf herrschte
dazu überwiegend Schweigen.
Gerne stelltmandasThemaVer-
teidigungspolitik in die dunkle
Ecke– dorthin, wo sie keiner se-
hen kann. Sieht so ein wert-
schätzender Umgang mit der
Bundeswehr und ihren Soldaten
aus? Es ist zu hoffen, dass die
nächste Bundesregierung den
Mutaufbringt, sichderDiskussi-
on zu stellen.

er neue Bericht
der Welthun-
gerhilfe ist dra-

matisch. Rund 811
Millionen Menschen
hungern. 41 Millio-
nen stehen kurz vor
einer Hungersnot.
Die Ursachen sind
vielfältig: Konflikte, Kriege, Kli-
mawandel, Konjunktureinbrü-
che, Corona. Betroffen sind vor
allem Entwicklungsländer. Die
westliche Wertegemeinschaft
mussdieseKrisen jetztangehen,
sonst wird die Lage weiter eska-
lieren – und früher oder später
auch Europa erreichen.

DerHunger ist bei all den auf-
gezählten Problemen nur das
Symptom – aber ein deutlicher
Hinweis darauf, dass etwas ge-
waltig schiefläuft. Die Klimakri-
se wird die Hungersnöte ver-
schärfen. Schon jetzt bedrohen
Dürren und steigende Wasser-
spiegel die Menschheit. Mada-
gaskar etwa erlebt aktuell die
schlimmsteDürreperiodeseit30
Jahren. Bauernfamilien nehmen
Samenzusich,stattsieanzubau-
en, an die Zukunft denkt dort
keiner mehr.

Die westliche Welt muss die
Krisengebiete umfassend unter-
stützen. Deutschland gilt als
globaler Big Player und könnte
Vorbild sein. Die Bundesregie-
rung muss unkompliziert und
schnell helfen. Ein Bündel von
Maßnahmen ist nötig: Entwick-
lungsunterstützung und huma-
nitäre Hilfe, die ruinierte Infra-
struktur in den von Nahrungs-
krisen geplagten Regionen soll-
te schnellstmöglich aufgebaut
und modernisiert werden. Zu-

dembrauchendieBe-
troffenen Lebensmit-
tel, Geldspenden und
medizinische Versor-
gung.

Das ist aber nur die
Symptombehand-
lung. Zugleich müs-
sen die Ursachen be-

kämpft werden, das Problem
mussanderWurzelgepacktwer-
den. Dazu gehört vor allem die
Erderhitzung. Schon im Pariser
Klimaabkommen von 2015 ha-
bensichdieVertragspartnerver-
pflichtet, die globale Erwär-
mung auf deutlich unter zwei
Grad zu begrenzen – und dann
haben sich alle erst einmal Zeit
gelassen. Der diesjährige IPCC-
Bericht zeigt: Der Klimawandel
verläuft rasanter, als bisher an-
genommen. Die nächste Bun-
desregierungmussdieKlimakri-
se zu einem ihrer Hauptthemen
machen.

Seit Jahren mahnen Hilfsor-
ganisationen, dass Fluchtbewe-
gungen und Nahrungsmittel-
knappheit eng zusammengehö-
ren. Hunger ist nicht nur ein
Fluchtgrund, sondern oftmals
auch Auslöser von Konflikten.
Diese führen wiederum zur
Flucht – ein Teufelskreis. Der
Westen hingegen wird immer
Wege finden, der Nahrungsmit-
telknappheit in den eigenen
Ländern entgegenzutreten. Da-
für sind finanzielle Mittel da.

Der Westen bleibt auch des-
halb ein Sehnsuchtsort, viele
Menschen werden sich dorthin
auf den Weg machen, wenn sie
nichts zu essen und zu trinken
haben–wenndieGefahr, zuver-
hungern oder zu verdursten,
größer erscheint, als auf der
Flucht davor zu sterben. Ver-
schließendiewestlicheWeltund
EuropadieAugendavor,wirddie
Krise größer und früher oder
später auch die Industrieländer
erreichen.Deutschlandgibt sich
gerne als Moralinstanz, daraus
folgt Verantwortung.

” Klimakrise
wird das Problem
verschärfen

n Berlin ist heute
Tag der Entschei-
dung. SPD, Grüne

und FDP wollen dar-
über befinden, ob sie
von der Sondierung
über eine Ampel-Ko-
alition in echte Ver-
handlungen überge-
hen. Umso bemerkenswerter ist,
dass Mecklenburg-Vorpom-
merns Ministerpräsidentin Ma-
nuela Schwesig jetzt ihre Präfe-
renz für eine rot-rote Koalition
bekundet hat und die wohl
nächste Regierende Bürger-
meisterinBerlins, FranziskaGif-
fey,dasrot-grün-roteBündnisin
der Hauptstadt fortsetzen will,
nachdemsiemiteinerAmpelge-
liebäugelt hatte.

Gewiss ist Landespolitik das
eine und Bundespolitik etwas
anderes. In Schwerin sind die
Christdemokraten zudem noto-
risch schwach. Ihr Innenminis-
ter Lorenz Caffier musste zu-
rücktreten,weiler ineinemmut-

maßlich rechtsextre-
menMilieu eineWaf-
fe kaufte. InderBerli-
ner Landespolitik
wiederum ist nichts
so beständig wie das
Irrlichtern der CDU.

Freilich ist er-
staunlich, dass die

SPDhierwie dort der Linkenden
Rettungsringzuwirft.Siehatim-
merhin inbeidenLändernverlo-
renundfiel inMecklenburg-Vor-
pommern unter zehn Prozent.
DerVerdacht liegtnahe,dasszu-
mindest Schwesig sich die Linke
eben deshalb ausgesucht hat.

Noch erstaunlicher ist, dass
die sozialdemokratischen Frau-
en ihre Präferenz direkt vor der
Ampel-Entscheidung auf Bun-
desebene publik machen. Das
könntedieFDP,diemit einerpo-
sitiven Entscheidung einen „La-
ger“-Wechsel vollzöge, in der
Furcht bestärken, einem Links-
rutsch der Republik die höheren
Weihen zu geben.

KÖLNISCHE ZEITUNG

pricht man mit Bürgerinnen
und Bürgern über ihre Vor-
stellungen von der Zukunft,

begegnet man einer resignativen
Grundhaltung. Zwei Drittel der
Deutschen befinden sich in einem
„No Future“-Modus. Sie glauben
nicht daran, dass die großen Prob-
leme unserer Zeit gelöst werden
können,undsiehabengroßeSorge
vor einer weiteren Spaltung der
Gesellschaft. Das mangelnde Ver-
trauen in die Leistungsfähigkeit
desStaates forciertdenRückzug in
private Nischen. Es wächst aber
auch die Bereitschaft, allein oder
mit Gleichgesinnten für eine lebenswerte Zu-
kunft tätig zu werden. Das sind zentrale Er-
kenntnisse einer repräsentativen und tiefen-
psychologischen Untersuchung des Kölner In-
stituts „rheingold“ in Zusammenarbeit mit der
gemeinnützigen Stiftung für Philosophie
„Identity Foundation“ in Düsseldorf.

DieCorona-KrisehatdieVerunsicherungder
MenschenweiterzugespitztundZukunftsängs-
te noch verstärkt. Denn fast alle haben die Er-
fahrunggemacht,dass ihrgewohntesLebenauf
denKopfgestelltwurdeundderRhythmus ihres
Alltags aus dem Takt geraten ist. Freundschaf-
ten oder Beziehungen sind zerbrochen wegen
sich vertiefender ideologischer Gräben im Hin-
blickaufden„richtigen“UmgangmitdemVirus
oder der Impfung. Zudem wurden viele Ent-
scheidungenderPoli-
tik in der Corona-Kri-
se als unzulänglich
oder unangemessen
erlebt.

Die Zukunfts- und
Weltoffenheit der
Menschen ist insge-
samt stark ge-
schrumpft.Vieleden-
kennichtmehringlo-
balen, europäischen
oder nationalen Di-
mensionen. Der Fo-
kus ist vor allem auf
den persönlichen
Nahbereich, die eige-
ne Familie oder das
eigene Selbst gerichtet. Nur fünf Prozent der
quantitativBefragtenengagierensichselbstak-
tiv gesellschaftlich, jedoch nehmen 87 Prozent
eine gestiegene Selbstbezüglichkeit der Men-
schen wahr.

Sinnbildlich haben sich viele Deutsche in ihr
privates Schneckenhaus zurückgezogen. In ih-
rem kleinen Wirkungskreis umgeben sie sich
mit Gleichgesinnten, hier verspüren sie Sicher-
heit und Selbstgewissheit, und hier keimt bei
64 Prozent auch die Hoffnung auf eine zumin-
dest individuell gute Zukunft. Die eigene Zu-
kunftssicherunginFormstabilerRentenundei-
nergutensozialenAbsicherungstehtfür70Pro-
zent an erster Stelle der persönlichen Wunsch-
liste–weit vordemWunschnacheiner intakten
Umwelt (50 Prozent).

Während die Welt drinnen im kleinen priva-
ten Kreis noch als überschaubar und bewältig-

bar erlebt wird, türmen sich in der
Welt da draußen schier unbe-
zwingbare Problemberge auf: von
der Delta-Variante des Coronavi-
rus über die drohendeKlimakatas-
trophe bis zum sozialen Klima-
wandel.Sohaben83ProzentAngst
vor einer gesellschaftlichen Spal-
tung, 90 Prozent beobachten eine
immer stärker werdende soziale
Spreizung in Arm und Reich, und
91 Prozent nehmen eine zuneh-
mende Aggressivität in der Gesell-
schaft wahr.

Die Menschen leugnen nicht,
dass sie global und auch national

vor Jahrhundert-Herausforderungen (Rente,
bezahlbarer Wohnraum, Schulden, Pflegenot-
stand) stehen. Aber sie befinden sich in einem
fundamentalen Machbarkeitsdilemma. Sie ha-
ben keine Idee, wie sie selbst oder die häufig als
planloserlebtePolitikalldiesegewaltigenProb-
leme lösenkönnen.DieZukunft erscheint soals
einriesigesVakuum,dasmalmitparadiesischen
Erlösungshoffnungengefülltwird,malmit fins-
teren Untergangsfantasien.

Aktivismus im persönlichen Nahbereich
wird zur gefühlt einzigen Möglichkeit, der
wahrgenommenen Aussichtslosigkeit etwas
entgegenzusetzen.Vor allemdie Lockdown-Er-
fahrungen haben zu einer neuen Form der
Selbstwirksamkeit geführt. Angespornt durch
die äußeren Beschränkungen, sind viele Men-

schen in Innenräu-
men aktiv und schöp-
ferischgeworden.Ko-
chen, Pflanzen, Re-
novieren – voller
Stolz haben viele ge-
spürt, dass sie im
Kleinen etwas aus-
richten können. Und
das gibt 80 Prozent
die Zuversicht, die
Krise auch als Chance
zu sehen.

Auch die Sozialbe-
züge wurden neu ge-
ordnet und sortiert.
An die Stelle der digi-
talen Kontakt-Maxi-

mierung trat die Suche nach echten und tragfä-
higen Beziehungen: Wer steht mir wirklich na-
he?Wemkann undwill ich vertrauen?Mit wem
kann ich etwas bewegen? Vor allem die Flutka-
tastrophe hat gezeigt, zu welchen Formen der
Solidarität ein Gemeinwesen fähig ist, das sich
kollektiv handfesten Aufgaben stellt.

DieFokussierungaufdenNahbereichhatdas
Machbarkeitsgefühl gestärkt, im Lokalen etwas
bewirken und verändern können. Zukunftspro-
jekte ergeben sich dann aus den jeweils konkre-
ten Lebens-Sphären – pragmatisch, praktisch,
ganz realundalsKontrapunkt zudenoft als leer
wahrgenommenenVersprechungendesPolitik-
betriebs. Die Einsicht wächst, dass Teilhabe zu
einem Mehr an Zufriedenheit und Gemein-
schaftsgeist führt. Offen und zu hoffen bleibt,
dass dieseKräfte des gesellschaftlichenZusam-
menwachsens weiter gestärkt werden.

Teufelskreis
des Hungers

Belastung für die Ampel

Raus aus dem Schneckenhaus
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